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Zuständigkeitsbereich des Kreisgerichts wohnen oder arbei­
ten.

§11

(1) Die schriftlichen Wahlvorschläge enthalten folgende An­
gaben:
— Name, Vorname, PKZ, Wohnanschrift, berufliche Tätigkeit 

und Arbeitsstelle;
— die Zugehörigkeit zu einer demokratischen Partei und zu 

Massenorganisationen;
— die Tätigkeit als Abgeordneter einer örtlichen Volksver­

tretung, die Mitgliedschaft in einer Konflikt- oder Schieds­
kommission;

— die Bereitschaftserklärung des Kandidaten zur Wahl;
— die vorschlagende demokratische Partei oder Massenorga­

nisation.

(2) Die Wahlvorschläge sind dem Kreis- oder Stadtbezirks­
ausschuß der Nationalen Front der DDR — soweit es sich um 
Vorschläge für die Wahl als Schöffe für Arbeitsrecht handelt, 
dem Kreisvorständ des FDGB — zuzuleiten.

(3) Die Bescheinigung des Rates der Stadt, des Rates des' 
Stadtbezirkes oder des Rates der Gemeinde, über die Wähl­
barkeit des Kandidaten ist dem Kreiswahlbüro zuzuleiten.

§ 12
(1) Der Kreis- oder Stadtbezirksausschuß der Nationalen 

Front der DDR und der Kreisvorstand des FDGB leiten die 
Wahlvorschläge dem Kreiswahlbüro zur Prüfung des Vorlie- 
gens der gesetzlichen Voraussetzungen für die Wahl zu. Nach 
erfolgter Prüfung werden die Wahl Vorschläge dem Kreis­
oder Stadtbezirksausschuß der Nationalen Front der DDR 
oder dem Kreisvorstand des FDGB zurückgegeben.

(2) Führt die Prüfung zur Ablehnung einer Kandidatur, be­
nennt der Kreis- oder Stadtbezirksausschuß der Nationalen 
Front der DDR oder der Kreisvorstand des FDGB einen neuen 
Kandidaten. Das gilt entsprechend, wenn ein Kandidat auf 
Grund von Einwendungen der Bürger ausscheidet.

„ §13
• (1) Der Kreis- oder Stadtbezirksausschuß der Nationalen 

Front der DDR und der Kreisvorstand des FDGB fassen die 
Wahlvorschläge zu Vorschlagslisten zusammen. Die Vor­
schlagslisten haben folgende Angaben zur Person der Kandi­
daten zu enthalten: den Namen; den-Vornamen, das Geburts­
datum,. den Wohnort, die berufliche Tätigkeit, die Arbeits­
stelle und die demokratische Partei oder Massenorganisation, 
die den Kandidaten vorgeschlagen hat.

(2) Der Kreis- oder Stadtbezirksausschüß der Nationalen 
Front der DDR legt die Vorschlagslisten beim Rat des Krei­
ses, beim Rat der Stadt oder beim Rat des Stadtbezirkes sowie 
beim Kreis- oder Stadtbezirksausschuß der Nationalen Front 
der DDR und beim Kreisgericht zur öffentlichen Einsicht­
nahme für die Dauer von 1 Woche vor der ersten Veranstal­
tung zur Wahl von Schöffen aus. Für die gleiche Dauer wird 
die Vorschlagsliste der Schöffenkandidaten für Arbeitsrecht 
auch beim Kreisvorstand des FDGB ausgelegt.

§ 14
(1) Die Schöffen der Kreisgerichte werden gemäß § 46 Abs. 2 

des Gerichtsverfassungsgesetzes, den Festlegungen des Be­
schlusses des Staatsrates der Deutschen Demokratischen Re­
publik vom 12. Dezember 1988 über die Wahlen der Direkto­
ren, Richter und Schöffen der Kreisgerichte und der Mitglie­
der der Schiedskommissionen im Jahre 1989 und der Wahl­
ordnung durch die wahlberechtigten Bürger wie folgt ge­
wählt:
— Kandidaten aus Betrieben in Versammlungen der Werk­

tätigen des Betriebes, * ,

— Kandidaten aus Produktionsgenossenschaften in Ver­
sammlungen von Mitgliedern der Produktionsgenossen­
schaften,

— Kandidaten aus Wohngebieten der Städte und aus Ge­
meinden in Versammlungen der Nationalen Front der 
DDR.

(2) Das Kreiswahlbüro kann festlegen, daß Kandidaten aus 
Betrieben oder Produktionsgenossenschaften in Versammlun­
gen in Wohngebieten der Städte oder in Gemeinden gewählt 
werden.

(3) Ist die Mehrzahl der für ein Kreisgericht zu wählenden 
Schöffen in Betrieben anderer Kreise beschäftigt, kann das 
Kreiswahlbüro im Einvernehmen mit dem Wahlbüro des an­
deren Kreises festlegen, daß diese Kandidaten in ihren Be­
trieben mit zur Wahl gestellt werden.

§ 15

Der Kreisvorstand des FDGB und die betrieblichen Ge­
werkschaftsleitungen sind für die Vorbereitung und Durch­
führung der Wahlversammlungen in den Betrieben verant­
wortlich. In Produktionsgenossenschaften werden die Wahl­
versammlungen vom Vorstand vorbereitet und geleitet. In 
den Wohngebieten der Städte und in den Gemeinden erfolgt 
die Vorbereitung und Leitung der Wahlversammlungen durch 
die Ausschüsse der Nationalen Front der DDR.

§ 16

(1) Die Schöffenkandidaten stellen sich in den Wahlver­
sammlungen vor. Der Leiter der Wahlversammlung begründet 
die Wahlvorschläge und teilt mit, daß die gesetzlichen Vor­
aussetzungen zur Wahl vorliegen.

(2) Die Wahl der Kandidaten erfolgt in offener Abstimmung 
der wahlberechtigten Bürger. Es kann über mehrere Kandi­
daten zugleich abgestimmt werden. Der Kandidat ist gewählt, 
für den die Mehrheit der Anwesenden gestimmt hat.

(3) An jeder Wahlversammlung nimmt ein Beauftragter des 
Kreiswahlbüros teil.

, §17 ___

(1) Über die Wahl ist ein Protokoll zu führen. Es ist unver­
züglich dem Kreiswahlbüro zuzuleiten,

(2) Das Protokoll muß enthalten:
— Tag und Ort der Versammlung,
— die Zahl der anwesenden wahlberechtigten Bürger,
— die Namen der vorgestellten Kandidaten,
— Einwände gegen Kandidaten und deren Stellungnahme 

hierzu,
— die Namen der gewählten Schöffen,
— die Namen nichtgewählter Kandidaten und die Gründe für 

ihre Ablehnung,
— die Unterschriften des Versammlungsleiters, des Beauf­

tragten des Kreiswahlbüros und des Protokollführers.

§ 18

(1) Das Kreiswahlbüro prüft nach Abschluß der Wahlver­
sammlungen, ob die Wahlen gemäß den wahlrechtlichen Be­
stimmungen durchgeführt wurden. Es übermittelt dem Direk­
tor des Kreisgerichts die Liste der gewählten Schöffen.

(2) Die Verpflichtung der gewählten Schöffen gemäß § 49 
des Gerichtsverfassungsgesetzes wird durch den Direktor des 
Kreisgerichts bis spätestens 30. Juni 1989 vorgenommen.

(3) Die Schöffen erhalten über ihre Wahl eine schriftliche
Bestätigung. _ ; ■


